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Jahresbericht kompakt 

Prüfung der Haushaltsrechnung 2024 des Landes Niedersachsen 

Haushaltsrechnung 2024 (JB, S. 12) 

Die Haushaltsrechnung für das Jahr 2024 schloss ausgeglichen ab. Sie enthielt alle 

Angaben, die nach dem Gesetz für die Entlastung der Landesregierung erforderlich 

sind. Gegenüber dem Vorjahr stiegen die Einnahmen und Ausgaben des Landes 

um 3,7 %. Sie betrugen jeweils 43,7 Mrd. €. Die über Jahre aufgestauten Ausgabe-

reste gingen leicht zurück, waren aber weiterhin hoch. 

 

Abbildung 1:  Das Kultusministerium (MK) bildete die höchsten Ausgabereste. 
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Vermögen und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen (JB, S. 31) 

Die Nachweise über das Vermögen und die Schulden sowie eingegangene Ver-

pflichtungen entsprachen den Vorgaben. Der LRH hält allerdings weiterhin die ver-

kürzte Abbildung des Vermögens – ohne Informationen zum beweglichen und un-

beweglichen Vermögen – nicht mehr für ausreichend und zeitgemäß.  

Der Schuldenabbau setzte sich im Haushaltsjahr 2024 fort. Im Jahr 2025 sind jedoch 

neue Schulden von rd. 2,1 Mrd. € und im Jahr 2026 von rd. 1,7 Mrd. € eingeplant. 

 

Abbildung 2: Entwicklung der Schulden in den Jahren 2021 bis 2026 (in Mio. €) 

Personalhaushalt des Landes: Ein Überblick (JB, S. 44) 

Das Land baute seinen Personalbestand bereits in den vergangenen Jahren konti-

nuierlich aus. Im Jahr 2024 erhöhte es ihn im Kernhaushalt noch einmal um 697 

Vollzeiteinheiten. Auch dadurch stiegen die Personalausgaben weiter deutlich an. 

Allein in den Ministerien und der Staatskanzlei kamen seit Beginn der laufenden 

Wahlperiode 311 Planstellen für Beamtinnen und Beamte hinzu. 
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Abbildung 3: Die Personalausgaben im Kernhaushalt stiegen gegenüber dem Vorjahr 
um fast 6 %. 

Schwerpunkt Klimaschutz und Klimafolgenanpassung: 

Wo steht Niedersachsen? 

Niedersachsen will bis zum Jahr 2040 treibhausgasneutral werden. Dafür wendete 

das Land bereits viel Geld auf. Trotzdem wird es dieses Ziel voraussichtlich nicht 

erreichen. Der LRH zeigt, welche Hemmnisse bestehen und welche zusätzlichen 

Anstrengungen das Land unternehmen muss, wenn es sein Klimaziel noch annä-

hernd erreichen will. 

 

Abbildung 4:  Die Treibhausgasemissionen gehen in Niedersachsen nur langsam zurück. 
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Abbildung 5: Die drei Strategien der Landesregierung, um die Klimaziele nach dem Nieder-
sächsischen Klimagesetz zu erreichen. (Quelle: Umweltministerium) 

Klimaschutzstrategie: Ehrgeizige Ziele – Wirksamkeit nicht belegt (JB, S. 64) 

Die Landesregierung kann die Wirkung und den Nutzen ihrer Klimaschutzstrategie 

nicht belegen, da vorgeschriebene Erfolgskontrollen unterblieben. 1,8 Mrd. € stellte 

Niedersachsen allein in den vergangenen fünf Jahren für den Klimaschutz zur Ver-

fügung. Von den knapp 100 Klimaschutzmaßnahmen zielten nur acht auf eine kon-

krete Senkung der Treibhausgase. Der weitaus größte Teil bestand aus Begleitmaß-

nahmen ohne messbare Einsparungen wie z. B. Beratungsangebote zur Wärmepla-

nung oder Bildungsangebote an Schulen. Der LRH empfiehlt, sich auf Maßnahmen 

zu konzentrieren, die Treibhausgase auch tatsächlich messbar mindern. 

Einsparungen von Büroflächen – unklare Ziele und fehlende Steuerung  

(JB, S. 71) 

Die Landesregierung will die Büroflächen der Behörden bis zum Jahr 2030 um min-

destens 10 % reduzieren, hat dies aber bislang ungenügend vorbereitet und gesteu-

ert. Klare Vorgaben fehlen. In den Ressorts bestehen unterschiedliche Auffassun-

gen über Inhalt und Umsetzung des Einsparziels. Ein Einsparkonzept legte kein 

Ressort vor. Unabhängig davon können die Ressorts freigezogene Gebäude nicht 

eigenständig veräußern oder Behörden z. B. ressortübergreifend unterbringen. Dies 

ist Aufgabe des Landesliegenschaftsfonds. Der LRH fordert eine gezielte Einbin-

dung des Fonds sowie eine zentrale Steuerung der Umsetzung. 

Klimaschutz: Zielerreichung bei Erhalt aller Finanzämter zweifelhaft (JB, S. 77) 

Das Finanzministerium hat keine Strategie und keine verlässlichen Daten, um in 

seinem Geschäftsbereich – wie von der Landesregierung verlangt – mindestens 
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10 % der Büroflächen einzusparen. Obwohl zahlreiche Finanzämter für viel Geld 

dringend saniert werden müssten, stellt das Ministerium weder die Struktur noch die 

Standorte von Finanzämtern infrage. Ein Beispiel: Nach Berechnungen des LRH 

könnte das Finanzamt Hildesheim-Alfeld seinen Standort in Alfeld aufgeben. Am 

Standort Hildesheim wäre genug Platz vorhanden. 

Wirtschaftlich oder nicht wirtschaftlich – das war hier nicht die Frage: Stand-

orte der hannoverschen Finanzämter (JB, S. 84) 

Das Finanzministerium hat die gemeinsame Unterbringung der sieben hannover-

schen Finanzämter ohne belastbare Entscheidungsgrundlage verworfen. Zwar be-

wertete das Ministerium den Umzug in die ehemalige TUI-Zentrale an der Karl-Wie-

chert-Allee in Hannover zunächst positiv, entschied sich dann jedoch dagegen. Aus-

schlaggebend war, dass es bei seiner Entscheidung vor allem auf die Zufriedenheit 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abstellte. Gesetzlich geforderte wirtschaftliche 

Berechnungen, Klimaschutzaspekte und Digitalisierungsvorteile berücksichtigte das 

Finanzministerium dagegen nicht oder nur unzureichend. Das Finanzministerium 

hat bislang keine Planung für eine umfassende Sanierung der derzeit genutzten Im-

mobilien – eine Zusammenlegung wäre weiter möglich. 

Ressourcenschonende Sekundärbaustoffe spielen bei Hochbaumaßnahmen 

des Landes keine Rolle (JB, S. 93) 

Niedersachsen hinkt beim Einsatz von sogenannten Sekundärbaustoffen hinterher. 

Während der Bund und weitere Bundesländer solche Recyclingbaustoffe im Hoch-

bau bereits einsetzen, verwendete das Staatliche Baumanagement Niedersachsen 

diese Baustoffe bislang nicht. Das Land vergibt damit eine Möglichkeit, gesetzlich 

vorgegebene Klimaziele wirtschaftlich zu erreichen und Treibhausgasemissionen 

einzusparen. Der LRH empfiehlt, den Einsatz von Sekundärbaustoffen konsequent 

voranzutreiben und diesen künftig standardmäßig als alternative Bauweise in allen 

Bauprojekten zu berücksichtigen. 

Klimaschutz im Kultusressort: Dienstreisen (JB, S. 100) 

Seit dem Ende der Coronapandemie nahmen die Dienstreisen im Kultusministerium 

zu – vor allem mit dem Pkw. Diese Praxis steht im Widerspruch zur Klimastrategie 

des Landes, nach der Dienstreisen nur bei zwingenden dienstlichen Gründen 
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durchzuführen und öffentliche Verkehrsmittel zu bevorzugen sind, um CO₂-Emis- 

sionen zu senken. 

Klimaschutz und Klimafolgenanpassung – Viel Anspruch, wenig Steuerung 

(JB, S. 106) 

Niedersachsen hat weder beim Klimaschutz noch in der Klimafolgenanpassung ein 

funktionierendes Monitoring. Gesetzlich vorgeschriebene Berichte fehlen, der  

Klimarat startete verspätet und dem federführenden Umweltministerium fehlt der 

Überblick über laufende Maßnahmen. Zudem gibt es keine wirksamen Instrumente 

für eine ressortübergreifende Steuerung. Der LRH fordert, die Monitoringpflichten 

umzusetzen und zusätzliche Steuerungsstrukturen einzuführen, etwa einen Len-

kungsausschuss auf Staatssekretärsebene. 

 
Ausgangs-
wert im 
Jahr 1990 

Zielwert im Jahr 2030 Erreicht im Jahr 2022 

 Ausstoß 
in Mio. t CO2-Äq 

Ausstoß ≤ 
in Mio. t CO2-Äq 

Minderung 
in % 

Ausstoß 
in Mio. t CO2-Äq 

Minderung 
in % 

Energie 24,1 4,9 80 16,6 31,1 

Industrie 18,3 6,8 63 13,6 25,7 

Verkehr 17,8 6,0 67 15,1 15,2 

Gebäude 21,2 6,7 69 14,7 30,7 

Landwirt-
schaft 

13,4 9,5 30 12,5 6,7 

Abfallwirt-
schaft 

5,4 0,3 95 0,1 98,1 

Tabelle 1: Gegenüberstellung der Einsparziele mit den bis zum Jahr 2022 tatsächlich 
erreichten Werten. 

Steuerungsdefizite 

Nach 15 Jahren weiterhin Wildwuchs bei der Besoldung hauptberuflicher 

Präsidiumsmitglieder der Hochschulen (JB, S. 115) 

Das Wissenschaftsministerium und die Stiftungsräte der Stiftungshochschulen 

missachteten mehrfach die bereits im Jahr 2013 festgelegten Grundsätze für die 

Besoldung der hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder der Hochschulen. Statt des 

vorgesehenen Messzahlverfahrens wurden Gehälter durch Einzelfallentscheidun-

gen über- oder unterschritten. Zudem erhielten hauptberufliche Präsidiums-
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mitglieder zusätzliche Vergütungsanteile ohne rechtliche Grundlage. In diesen Fäl-

len hat die Landesregierung Fragen, wie etwaige Rückforderungen, zu prüfen. Die 

Entscheidung über die Besoldungshöhe der hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder 

sollte – wie bei allen anderen Landesbeamtinnen und -beamten auch – im Nieder-

sächsischen Besoldungsgesetz verankert werden.  

Krankenhausförderung: Zunehmende Ungleichbehandlung durch veraltete 

Planbettenzahlen (JB, S. 122) 

Die Pauschalförderung der Krankenhäuser basiert auf veralteten Zahlen. Grund ist, 

dass das Sozialministerium den niedersächsischen Krankenhausplan seit dem Jahr 

2019 nicht mehr anhand der tatsächlichen Auslastung fortschrieb. Dabei geht selbst 

das Ministerium inzwischen von rd. 5.000 überzähligen Betten aus. Rechnerisch 

werden dadurch jedes Jahr rd. 11,8 Mio. € ineffizient eingesetzt. Zudem werden be-

darfsgerecht ausgelastete Kliniken zunehmend benachteiligt. Der LRH fordert eine 

Aktualisierung des Krankenhausplans, um die Fördermittel des Landes sachgerecht 

zu verteilen.  

Finanzämter gewähren unzulässige Steuervergünstigungen an Ärzte und 

Journalisten (JB, S. 127) 

In über 1.500 Fällen berücksichtigten Finanzämter Beiträge an Versorgungseinrich-

tungen unzulässig als steuermindernde Sonderausgeben, obwohl bereits der in der 

Steuererklärung angegebene Beruf nicht auf eine Antragsberechtigung hinwies. 

Selbst bei bestehender Berechtigung akzeptierten die Finanzämter Beiträge über-

höht. Der Steuerausfall beläuft sich in acht Jahren landesweit hochgerechnet auf 

knapp 15 Mio. €. 

Mängel im Beschaffungswesen des Justizministeriums (JB, S. 133) 

Das Justizministerium hielt Vergabevorschriften sowie die Grundsätze von Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit nicht konsequent ein. Mehrfach beauftragte das  

Ministerium Handwerker und kaufte Waren, ohne das erforderliche Vergabeverfah-

ren durchzuführen. Zudem leistete es sich vermeidbare Ausgaben. So stattete das 

Ministerium z. B. zwei Dienstwagen mit der Möglichkeit aus, private Fernsehsender 

zu empfangen. Das Ministerium hat begonnen, die Mängel abzustellen. 
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Risikomanagement und Interne Revision in Universitätskliniken – bitte ange-

messen und verbindlich (JB, S. 139) 

Das Risikomanagement und die Interne Revision der beiden niedersächsischen 

Universitätskrankenhäuser sind nicht organisationsgerecht gestaltet. Klare, ange-

messene und verbindliche Maßstäbe und Methoden sind dafür notwendig. Das auf-

sichtführende Wissenschaftsministerium sollte auch im Interesse des Landes zeit-

nah den normativen Rahmen schaffen. 

Organisation und Wirtschaftlichkeit 

Neubau der Ärztekammer – unwirtschaftlicher Umgang mit Pflichtbeiträgen 

(JB, S. 142) 

Die Kosten für den Neubau der Ärztekammer Niedersachsen in Hannover stiegen 

deutlich. Statt der ursprünglich geplanten Baukosten von 75 Mio. € geht der LRH 

von mindestens 110 Mio. € aus. Ursache waren u. a. Änderungen in der Detailpla-

nung und zu hohe Qualitätsansprüche der Ärztekammer. Obwohl die Kostensteige-

rungen seit Jahren absehbar waren, realisierte die Ärztekammer mögliche Einspa-

rungen nicht. 

 

Abbildung 6: Flur im Neubau der ÄKN (Quelle: LRH) 
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Wirtschaftlichkeit der Gründung der WohnRaum Niedersachsen GmbH  

ungewiss (JB, S. 149) 

Die Landesregierung hat bislang nicht nachgewiesen, dass die WohnRaum Nieder-

sachsen GmbH das am besten geeignete Instrument zur Wohnraumförderung ist. 

Dies liegt daran, dass die Landesregierung bei der Gründung der Gesellschaft haus-

haltsrechtliche Vorgaben nicht einhielt: Die Subsidiaritätsprüfung hat Mängel, ein 

Wirtschaftlichkeitsnachweis fehlt. Auch das ursprüngliche Ziel von 1.600 Wohnun-

gen wird die Gesellschaft mit den zunächst zur Verfügung gestellten 100 Mio. € ver-

fehlen; die Landesregierung hält zunächst 1.000 Wohneinheiten für realisierbar. Der 

LRH fordert konkrete Zielvorgaben, einen Wirtschaftlichkeitsnachweis und eine Er-

folgskontrolle. Dies gilt umso mehr, weil die Gesellschaft aktuell weitere 300 Mio. € 

aus dem Landeshaushalt erhalten hat.  

Baunebenkosten – Kalkulation und Veranschlagung anpassen (JB, S. 154) 

Die Bauverwaltung erhält für ihre eigenen und die bei freiberuflichen Fachplanern in 

Auftrag gegebenen Leistungen zu wenig Geld. Die Pauschale für diese sogenann-

ten Baunebenkosten müsste von derzeit 22 % auf 30 % der Baukosten erhöht wer-

den, um die tatsächlichen Kosten zu decken. Zudem hat sich das aufwendige Ver-

fahren zur Vorausberechnung der Baunebenkosten bei kleineren Projekten als deut-

lich zu ungenau und damit als ineffektiv erwiesen. Der LRH empfiehlt, es künftig nur 

noch bei Bauvorhaben ab 2 Mio. € einzusetzen. Damit würde das Land auch Büro-

kratie abbauen. 

Verwaltungsdigitalisierung und IT-Einsatz 

Shared Services in der Landesverwaltung – ungenutztes Potenzial (JB, S. 159) 

Die Landesregierung nutzt das Potenzial zentraler Verwaltungsdienste, sogenann-

ter Shared Services, bislang nicht ausreichend. Eine Befragung von 92 Behörden 

zeigt deutlichen Bedarf an weiteren zentralen Services, etwa in Künstlicher Intelli-

genz, Datenschutz und Gesundheitsmanagement. Shared Services bieten die 

Chance, Ressourcen zu bündeln, Kosten zu senken und die Verwaltung effizienter 

zu machen. Der LRH empfiehlt, die Organisation der Landesverwaltung auf weitere 

Optimierungsmöglichkeiten zu überprüfen. 
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Gefährliche Abhängigkeit in der Informationstechnik (JB, S. 165) 

Das Land hat sich erneut von einem externen IT‑Dienstleister abhängig gemacht. 

Anfang der 2000er-Jahre kaufte das Land die Nutzungsrechte an einem Formular-

server. Die Software ist inzwischen zentrale Plattform für digitale Verwaltungs-

dienste. Anpassen und weiterentwickeln kann die Software nur der IT-Dienstleister. 

Das Land muss bei solch kritischen Anwendungen eine klare Ablösestrategie ent-

wickeln. Und es muss die Datensouveränität und Widerstandsfähigkeit der Landes-

IT generell steigern. 

Kinderpornografie mit Künstlicher Intelligenz wirksam bekämpfen (JB, S. 171) 

Auch eine KI muss regelmäßig trainieren, um verlässlich und effektiv zu arbeiten 

und so die Polizei bei der Bekämpfung von Kinderpornografie weiterhin zu unter-

stützen. In Niedersachsen fehlt allerdings eine Rechtsgrundlage, um der KI notwen-

dige Daten für das Training zur Verfügung stellen zu können. 

Unzureichendes Informationssicherheitsmanagement bei Dataport  

(JB, S. 175) 

Das Informationssicherheitsmanagementsystem (ISMS) von Dataport hat erhebli-

che Mängel. So fehlten nicht nur belastbare Personalbedarfsbemessungen für den 

Informationssicherheitsbeauftragten und die weiteren Mitarbeitenden des ISMS. 

Auch die zur Steuerung des ISMS eingesetzten Kennzahlen waren wirkungslos, da 

Dataport keine Zielwerte festlegte. 


